
Lizenziert für Herrn Erich T. Barzen.
Die Inhalte sind urheberrechtlich geschützt.

©
 C

op
yr

ig
ht

 E
ric

h 
S

ch
m

id
t V

er
la

g 
G

m
bH

 &
 C

o.
 K

G
, B

er
lin



32 Stiftung&Sponsoring 03.25

 Recht & Steuern

Im Grundsatz müssen gemeinnützige Stiftungen und andere 
steuerbegünstigte Körperschaften ihre Mittel zeitnah ver-
wenden (§ 55 I Nr. 5 AO). Zwar nahm die Bundesregierung im 
letzten Jahr Abstand von dem Plan, die Vorschrift gänzlich 
zu streichen. Dennoch schränkt die Pflicht zur zeitnahen Mit-
telverwendung den Handlungsspielraum eines Stiftungsvor-
stands, abgesehen von Dokumentationspflichten, kaum noch 
ein. Ratsam ist allerdings Sorgfalt bei der rechtssicheren Ge-
staltung. Dieser Beitrag stellt die Begrenzung und Ausnahmen 
von dem gesetzlichen Leitbild dar und geht dabei auch auf 
die jüngste Änderung durch das Jahressteuergesetz 2024 ein.

Durch zeitnahen Mitteleinsatz sollen gemeinnützige 
Kör perschaften das Gemeinwohl fördern. Gerade darin 
liegt die Rechtfertigung ihrer steuerlichen Begünstigung. 
Grundloses Anhäufen von Vermögen erreicht dieses Ziel 
nicht. In einem Spannungsverhältnis dazu steht das Bestre-
ben nach Gestaltungsfreiraum und Abbau von Bürokratie.

Erfasste Mittel 
Die Verwendungspflicht erfasst Spenden, Vermögens-
erträge, Einnahmen aus Zweckbetrieben und Gewinne 
aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrie-
ben (nachfolgend: WGBs), mithin Einnahmen aller Kate-
gorien, sofern sie nicht von vornherein oder aufgrund 
nachträglicher Ereignisse von der Regel ausgenommen 
sind. Zeitnah bedeutet bis zum Silvestertag des über-
nächsten Jahres, mithin 2 – 3 Jahre nach dem Zufluss 
(§ 55 I Nr. 5 S. 3 AO).

Geringfügigkeitsgrenze 
Betragen die Einnahmen einer Körperschaft nicht mehr 
als 45.000 € p. a., so ist sie in der Mittelverwendung zeit-
lich frei (§ 55 I Nr. 5 S. 4 AO).

A-priori-Ausschlussgründe 
Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung lässt drei 
Arten von Mitteln von vornherein außen vor:
1. Der Spender bestimmt, dass seine Zuwendung nicht von 

§ 55 I Nr. 5 AO erfasst wird. Eine solche Maßgabe be-
zeichnet das Gesetz als „Zuwendung in das Vermögen“ 
(§ 62 III Nr. 2 AO). Die Bestimmung hat nach dem Wort-
laut des Gesetzes ausdrücklich zu erfolgen. In der Lite-
ratur wird vielfach auch eine Auflage, die sich aus den 
Umständen ergibt, für ausreichend erachtet. Bilanziert 
werden kann eine solche Zuwendung in der Kapital-
rücklage, sofern nicht eine Zustiftung gewollt ist. 

  Das freie Bestimmungsrecht der Zuwendenden ist 
nicht allen Akteuren des dritten Sektors bewusst, auch 
nicht allen Beratenden. Bei Spendenaufrufen (§ 62 III 
Nr. 3 AO) kann die Stiftung bspw. in einer „Kreuzchenva-
riante“ sowohl die „normale Spende“ als auch die „Kapi-

talrücklage“ und die „Zustiftung“ anbieten. Möglich ist 
die Zuführung zum Vermögen unabhängig vom Betrag. 

  Erbschaften und Gegenstände, die ihrer Art nach 
zum Vermögen gehören (z. B. Immobilien) werden 
dem Vermögen zugeführt, sofern der Erblasser/Spen-
der nichts anderes bestimmt (§ 62 III Nr. 1 und 4 AO). 

2. Stiftungen können – anders als andere steuerbegüns-
tigte Körperschaften – im Jahr ihrer Errichtung und 
den folgenden drei Kalenderjahren ihre Überschüsse 
aus der Vermögensverwaltung und aus WGBs dem Ver-
mögen zuführen („Stiftungsprivileg“, § 62 IV AO).

3. Auch Rücklagen, die aus eigenen Gewinnen auf Ebene 
von Zweckbetrieben oder WGBs gebildet werden, wer-
den nicht erfasst. Die Mittel gelten einstweilen nicht 
als der Stiftung zugeflossen. Voraussetzung ist, dass 
die Rücklage nach vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung erforderlich ist. 

Rücklagen auf Ebene der Stiftung 
Unterfällt eine Zuwendung zunächst einmal der Pflicht 
zur zeitnahen Verwendung, so kann sie nachträglich da-
von ausgenommen werden. Dies geschieht durch Bildung 
einer Rücklage innerhalb der genannten Frist (2 – 3 Jahre).

Das Gesetz benennt die möglichen Rücklagen in § 62 I 1 
AO: Rücklagen mit Zweckbindung, bei denen die Höhe der 
möglichen Zuführung unabhängig von ihren Gesamtein-
nahmen ist. Bei ihnen begrenzt – lediglich aber immer-
hin – der Zweck die Höhe der Zuführung. Genau anders-
herum verhält es sich bei der „freien Rücklage“. Bei ihr ist 
die jährlich zulässige Zuführung im Verhältnis zu ihren 
Einnahmen limitiert. In der Verwendung ist der Stiftungs-
vorstand allerdings – wie der Name andeutet – frei. 

Zu den zweckgebundenen Rücklagen gehören diejenige 
zur nachhaltigen Erfüllung des satzungsmäßigen Zwecks 
(Projektrücklage, Betriebsmittelrücklage), die Wiederbe-
schaffungsrücklage und die Rücklage zum Erwerb von 
Gesellschaftsrechten (§ 62 I Nr. 1 bzw. 2 und 4 AO). 

Der freien Rücklage (§ 62 I 3 AO) dürfen bis zu einem 
Drittel des Überschusses aus der Vermögensverwaltung 
zuzüglich bis zu 10 % der sonstigen zeitnah zu verwen-
denden Mittel zugeführt werden. Unterbliebene Zufüh-
rungen können nachgeholt werden. 

Pflicht zur Auflösung
Die zweckgebundenen Rücklagen sind aufzulösen,  „so-
bald der Grund für ihre Rücklagenbildung“ entfallen ist 
(§ 62 II 2 AO), zum Beispiel weil die Stiftung von einem 
Projekt Abstand nimmt oder bei der Durchführung spart. 
Für die freigewordenen Mittel  „beginnt das Spiel von 
vorn“. Sie sind spätestens am Silvestertag des übernächs-
ten Jahres zu verwenden (§ 62 II 3 AO), was auch durch 
eine erneute Rücklagenbildung geschehen kann. Sinnvoll 
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ist, der freien Rücklage von vorherein den Maximalbetrag 
zuzuführen, um eine Auflösung und die Dokumentation 
des fortbestehenden Zwecks entbehrlich zu machen. 

Verhältnismäßige Sanktion
Verwendet eine gemeinnützige Stiftung einschlägige Mit-
tel nicht fristgerecht, so kann die Finanzverwaltung als 
ultima ratio die Gemeinnützigkeit entziehen. Der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zwingt die Verwaltung al-
lerdings, die mildeste geeignete Maßnahme zu ergreifen. 
Dies ist in aller Regel die Setzung einer Verwendungsfrist 
(§ 63 IV 1 AO). Die Frist ist abhängig von den konkreten 
Umständen und kann auch 2 – 3 Jahre erreichen. Hält die 
Stiftung die Frist ein, so gilt ihre Geschäftsführung als 
ordnungsgemäß (§ 63 IV 2 AO). Der Entzug der Gemein-
nützigkeit kommt nur in Betracht, wenn die Stiftung 
wiederholt oder gezielt gegen die Regel verstößt, z. B. in 
Täuschungsabsicht eine fiktive Rücklage bildet.

Jüngste Gesetzesänderung
Durch das Jahressteuergesetz 2024 wurden der Regelung 
des § 62 I Nr. 1 AO (über die Rücklage zur nachhaltigen 
Zweckerfüllung) neun Wörter hinzugefügt:  „Körper-
schaften können ihre Mittel ganz oder teilweise (1.) einer 
Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre 
steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwecke nach dem 
Stand der Planung zum Zeitpunkt der Rücklagenbildung nach-Stand der Planung zum Zeitpunkt der Rücklagenbildung nach-Stand der Planung zum Zeitpunkt der Rücklagenbildung
haltig zu erfüllen; […]“

Die Ergänzung bringt zum Ausdruck, dass es dem Vor-
stand nicht zum Vorwurf gemacht werden kann, wenn 
sich im Nachhinein die Planung als zu hoch erweist. Unse-
res Erachtens ist z. B. eine erste Einschätzung des Archi-
tekten oder eine selbst erstellte Planungsrechnung aus-
reichend; verbindliche Angebote müssen nicht vorliegen. 
Nachträgliche Anhebungen sind möglich. Noch ungeklärt 
ist das Verhältnis zur Auflösungspflicht nach § 62 II AO. 
Seinem Wortlaut nach gilt dieser nur bei gänzlichem 
Entfallen des Grundes, nicht aber bei einer abgesenkten 

Kostenprognose (s. o.: „sobald“ nicht: „soweit“). Nach der 
Gesetzesbegründung sollen durch die Ergänzung „erfor-
derliche nachträgliche Anpassungen (...) erlaubt werden.“ erlaubt werden.“ erlaubt
Von einer Anpassungspflicht ist keine Rede; ebenso fehlt 
ein Verweis auf Abs. 2 (Auflösungspflicht). Man darf mit 
Spannung die ersten Gerichtsurteile erwarten. 

Kurz & Knapp
Der Grundsatz der zeitnahen Mittelverwendung ist 
Schritt für Schritt aufgeweicht worden. Körperschaften 
mit Einnahmen unter 45.000 € p. a. sind gänzlich aus-
genommen. Größere Stiftungen sollten Zuwendungen 
möglichst in das Vermögen lenken. So geraten die Mittel 
nicht in den Anwendungsbereich der Norm. Die Rückla-
genbildung sollte, soweit möglich, in die freie Rücklage 
erfolgen. Im Ergebnis schränkt somit die Pflicht zur zeit-
nahen Mittelverwendung Stiftungen kaum noch ein. 
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Jan. 2021

• Zufluss
100.000 €

Dez. 2023

• Rücklagen-
Beschluss
(und Fristende; 

§ 55 I Nr. 5 S. 3 AO)

Juni 2025 

• Projektende
50.000 €

Durchlöcherungen – § 55 Abs. 1. Nr. 5 AO

31. Dez. 2027

• Fristende
(§ 62 II 3 AO)

März 2028 

• Fristsetzung
der Behörde

(§ 63 IV 1 AO)

Dez. 2028

• Schluss
(Rücklagenbildung

aber möglich)

• Rücklagen-

§ 55 I Nr. 5 S. 3 AO)
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